
 
Sitzung: 21.04.2009   Bau- und Umweltausschuss 
TOP: 12 Änderung Bebauungsplan "Paul-Münsterer-Straße mit Deckbl.-Nr. 2"; 

Ergebnis der vorgezogenen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Betei-
ligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

 
Abstimmung: 

 

 
I. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 
 
Die Unterrichtung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs.1 BauGB fand im Zeitraum vom 02.03.2009 bis 
03.04.2009 statt. Dabei wurden weder Anregungen noch Einwände gegen die Planung vorgebracht. 
 
 
II. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
 
Die Unterrichtung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs.1 BauGB 
fand ebenfalls in der Zeit vom 02.03.2009 bis 03.04.2009 statt. Insgesamt wurden am Verfahren 23 be-
troffene Fachstellen beteiligt, dessen Ergebnis sich wie folgt zusammenfassen lässt: 
 
1. Folgende Fachstellen bzw. Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben: 
 

• Amt für Landwirtschaft und Forsten 
• Bayerischer Bauernverband 
• Industrie- und Handelskammer 
• Kabel Deutschland GmbH 
• Kreisbrandinspektion Kelheim 
• LRA Kelheim – Abtlg. Bauordnungsrecht 
• Zweckverband Wasserversorgung – HALLERTAU 
 

Somit wird von diesen Fachstellen Einverständnis mit der Planung angenommen. 
 
 
2. Folgende Fachstellen bzw. Träger öffentlicher Belange haben eine Stellungnahme abgegeben: 
 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege vom 19.03.2009 
 
Gegen die vorliegende Planung werden seitens der archäologischen Denkmalpflege keine Einwände 
erhoben. 
Es wird jedoch auf die allgemeinen Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes zur Meldepflicht verwie-
sen. Auf die Aussagen des Art. 8 Abs. 1 und 2 des DSchG hinsichtlich der gesetzlichen Meldepflicht bei 
zu Tage tretenden Bodendenkmälern wird Bezug genommen. 
 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege wird zur Kenntnis genommen. Die 
Hinweise hinsichtlich Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG sind bereits unter Punkt 10 DENKMALSCHUTZ der Be-
gründung ausreichend gewürdigt. 
 
 
Deutsche Telekom AG vom 05.03.2009 
 
Gegen die vorliegende Planung werden keine Einwände erhoben. Es wird darauf hingewiesen, dass zur 
weiteren Versorgung des Planbereiches die Verlegung von Fernmeldekabeln erforderlich ist und diesbe-
züglich mindestens 6 Monate vor Baubeginn mit der zuständigen Niederlassung Rücksprache zu halten 
ist. 
Die Stellungnahme der Deutschen Telekom Netzproduktion GmbH wird zur Kenntnis genommen. Erfor-
derliche Abstimmungen werden rechtzeitig getroffen. 
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E.ON Bayern AG vom 11.02.2009 
 
Die Fachstelle weist auf bestehende Versorgungseinrichtungen der E.ON Bayern AG im Planungsbereich 
hin und dass je nach Leistungsbedarf eine neue Transformatorenstation erforderlich werden könnte so-
wie zusätzliche Kabel verlegt werden müssten. Die Fläche (ca. 18-35 m²) für die Transformatorenstation 
wäre durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit zugunsten der E.ON Bayern AG zu sichern. 
Weiterhin wird auf die Freihaltung der unterirdischen Versorgungsleitungen vor Bepflanzung und die Ein-
haltung eines 2,50 m breiten Schutzstreifens (zur Trassenachse) hingewiesen. 
 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme der E.ON Bayern AG wird zur Kenntnis genommen. Erforderliche Abstimmungen 
bezüglich der Transformatorenstation und neu zu verlegender Leitungen sind rechtzeitig getroffen. Ein 
genauer Standort für ein zusätzliches Trafostationsgebäude kann daher allerdings im Bebauungsplan 
nicht berücksichtigt werden. 
 
 
ESB Erdgas Südbayern GmbH vom 10.03.2009 
 
Die Fachstelle weist darauf hin, dass die Umlegung der bereits bestehenden Gasleitung erforderlich wird 
und hierzu ein schriftlicher Auftrag an die ESB erteilt werden muss. 
 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme der ESB Erdgas Südbayern GmbH wird zur Kenntnis genommen. Ein schriftlicher 
Auftrag zur Verlegung der Gasleitung wird seitens des Veranlassens rechtzeitig in Auftrag gegeben bzw. 
in Abstimmung mit den Erschließungsmaßnahmen koordiniert. 
 
 
Handwerkskammer vom 31.03.2009 
 
Gegen das geplante Vorhaben werden keine Einwände erhoben. 
Die Stellungnahme der Handwerkskammer wird somit zur Kenntnis genommen. 
 
 
LRA Kelheim vom 30.03.2009 
 
- Abtlg. Städtebau 
- Abtlg. Immissionsschutz 
- Abtlg. Naturschutz 
- Abtlg. Gesundheitswesen 
-  
Es werden keine Bedenken vorgebracht. 
Die Stellungnahmen der einzelnen Fachabteilungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
LRA Kelheim – Abtlg. Abfallwirtschaft vom 30.03.2009 
 
Es werden seitens des staatlichen Abfallrechtes keine Bedenken vorgebracht. Seitens des kommunalen 
Abfallrechts wird auf folgendes hingewiesen: 
 
1. Im Hinblick auf problemloses Wenden der Müllsammelfahrzeuge in Sackgassen oder Stichstra-

ßen ist Nr. 5.2.1.9 der Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen (EAE 85/95) zu 
berücksichtigen. 

2. Es sind ausreichende Flächen für Müllbehälter bereitzustellen. 
3. Die Begründung ist unter Punkt 7.3 Abfallentsorgung wie folgt richtig zu stellen: 
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„Entsorgungspflichtige Körperschaft ist der Landkreis Kelheim. Die Abfuhr von Restmüll, Biomüll 
und Papier erfolgt derzeit im Holsystem. Für die dafür notwendigen Müllbehälter sind ausreichend 
Flächen bereitzustellen. Zudem befindet sich innerhalb des Stadtgebietes ein Wertstoffhof, in 
dem die in der Abfallwirtschaftssatzung bzw. im Abfallentsorgungsplan festgelegten Materialien 
abgeliefert werden können.“ 

 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme der Abteilung Abfallwirtschaft am Landratsamt Kelheim wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 1. Für eine Dimensionierung von Wendevorrichtungen bei Stichstraßen gibt es keine gesetzlichen 

Bestimmungen. Grundsätzlich können Wendeanlagen in Abhängigkeit der jeweiligen Erfordernis 
bzw. Nutzung gewählt werden. Hierbei ist die EAE 85/95 als Handlungsempfehlung maßgebend. 
Laut einer Studie des Institutes für Städtebau und Landesplanung der Universität Karlsruhe wer-
den Durchmesser für Wendevorrichtungen von 20 m für dreiachsige Versorgungs- und Müllfahr-
zeuge empfohlen. 
In vorliegender Situation erscheint allerdings die Dimensionierung einer derart bemessenen Wen-
devorrichtung überzogen. Die Stadt Mainburg ist daher der Auffassung, für diesen Zufahrtsbe-
reich, der lediglich 4 Grundstücke erschließt, auf überdimensionierte Wendeflächen zu verzichten, 
allerdings ausreichende Zufahrtsmöglichkeiten zu schaffen. Dies ist im vorliegenden Entwurf ge-
währleistet. Als Konsequenz wird an der Paul-Münsterer-Straße im Bereich der ausgewiesenen 
Grünflächen eine Müllsammelstelle integriert. Die Planunterlagen werden diesbezüglich entspre-
chend ergänzt. 

zu 2. Die Bereitstellung ausreichender Flächen für Müllbehälter auf den privaten Baugrundstücksflä-
chen wird auf Ebene der Einzelgenehmigung geprüft. 

zu 3. Die Begründung wird wie empfohlen ergänzt. 
 
 
LRA – Abtlg. Straßenverkehrsrecht vom 30.03.2009 
 
Die Abtlg. Straßenverkehrsrecht weist auf folgende Punkte hin: 
 
1. Der vorgesehene Wendekreis erscheint für 3-achsige Versorgungs- und Müllfahrzeuge nicht aus-

reichend und sollte mit einem Gesamtdurchmesser von 22 m eingeplant werden (nach RASt 06). 
2. Zum Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer (ältere Menschen, Kinder, Behinderte) wird 

empfohlen, entlang des Baugebietes und im Verlauf der gesamten Erschließungsstraßen einen 
Gehweg mit einer Breite von 1,50 m anzulegen (nach RASt 06). Dieser sollte als Hochbord aus-
gebaut werden, um das Parken sowie das Befahren auszuschließen. 

3. Es wird empfohlen, die Sichtverhältnisse in den Einmündungsbereichen der Erschließungsstraße 
in die Paul-Münsterer-Straße sowie die Ausfahrtsbereiche der Grundstücke von jeder Bepflan-
zung, Bebauung und sonstigen Ablagerungen über 0,80 m Höhe über der Straßenoberfläche 
freizuhalten. Hierzu zählen u.a. Wälle, Zäune aller Art, Stapel, Haufen, Stellplätze und sonstige 
Gegenstände. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. Bäume sind bis 3 m über Straßenoberkan-
te aufzuasten. 

4. Die Einrichtung einer „Tempo 30 Zone“ mit Gehwegen (Verkehrszeichen 274.1 und 274.2) oder 
die Einrichtung eines „verkehrsberuhigten Bereiches“ (Verkehrszeichen 325 und 326) wird emp-
fohlen, sowie auf die Einhaltung der einschlägigen Vorgaben der StVO und der VwV-StVO hin-
gewiesen. 

 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme der Abtg. Straßenverkehrsrecht am Landratsamt Kelheim wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
zu 1. Für eine Dimensionierung von Wendevorrichtungen bei Stichstraßen gibt es keine gesetzlichen 

Bestimmungen. Grundsätzlich können Wendeanlagen in Abhängigkeit der jeweiligen Erfordernis 
bzw. Nutzung gewählt werden. Hierbei ist die EAE 85/95 als Handlungsempfehlung maßgebend. 
Laut einer Studie des Institutes für Städtebau und Landesplanung der Universität Karlsruhe wer-
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den Durchmesser für Wendevorrichtungen von 20 m für dreiachsige Versorgungs- und Müllfahr-
zeuge empfohlen. 
In vorliegender Situation erscheint allerdings die Dimensionierung einer derart bemessenen Wen-
devorrichtung überzogen. Die Stadt Mainburg ist daher der Auffassung, für diesen Zufahrtsbe-
reich, der lediglich 4 Grundstücke erschließt, auf überdimensionierte Wendeflächen zu verzichten, 
allerdings ausreichende Zufahrtsmöglichkeiten zu schaffen. Dies ist im vorliegenden Entwurf ge-
währleistet. Als Konsequenz wird an der Paul-Münsterer-Straße im Bereich der ausgewiesenen 
Grünflächen eine Müllsammelstelle integriert. Die Planunterlagen werden diesbezüglich entspre-
chend ergänzt. 

zu 2. Entlang der Haupterschließung (Paul-Münsterer-Straße) ist parallel zur Fahrbahn bereits ein 
Gehweg eingeplant. Für die Anliegerstraßen wird aufgrund des deutlich untergeordneten Ver-
kehrsaufkommens ein Gehweg nicht für erforderlich erachtet. Grundsätzlich ist die Stadt Main-
burg der Auffassung, dass die Forderungen des Landratsamtes in dieser Hinsicht nicht mehr zeit-
gerecht sind und durch das gewählte Erschließungssystem ausreichende Flächen zur Verfügung 
gestellt sind, zumal durch eine ergänzende Beschilderung im Zuge der Bauausführung gesorgt 
wird. Das vorliegende Planungskonzept wurde diesbezüglich mit der Erschließungsplanung ab-
gestimmt und erscheint unter den gegebenen Umständen als durchaus ausreichend. 

zu 3. Sichtfelder werden an überregionalen Straßen bei öffentlichen Kreuzungsbereichen in die Pla-
nung gemäß RASt 06 integriert. In den planlichen Festsetzungen erfolgt zusätzlich eine Aussage 
zu Sichtfeldern. Bei Privatzufahrten und den inneren Erschließungsstraßen wird auf eine Plandar-
stellung von Sichtfeldern verzichtet. In den textlichen Festsetzungen erfolgt eine zusätzliche Aus-
sage hinsichtlich Bepflanzungsbeschränkungen an den Ausfahrtsbereichen. 

zu 4. Die Stadt Mainburg beabsichtigt grundsätzlich die untergeordnete innere Erschließung gewisser-
maßen verkehrsberuhigt auszubauen. Die Unterteilung der Erschließungsbereiche in Haupter-
schließung und Anliegerstraßen trägt diesen Absichten Rechnung und gewährleistet ein zielge-
rechtes Umsetzen dieser Maßnahmen. Entsprechende Beschilderungen werden im Zuge der 
Baugebietserschließung in Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden vorgenommen. 

 
 
Regierung von Niederbayern – Gewerbeaufsicht vom 04.03.2009 
 
Es bestehen keine Einwände, vom Gewerbeaufsichtsamt wahrzunehmende öffentliche Belange. 
Die Stellungnahme des Gewerbeaufsichtsamtes wird somit zur Kenntnis genommen. 
 
 
Regierung von Niederbayern – Höhere Landesplanung vom 06.04.2009 
 
Aus Sicht der Raumordnung wurde zu den grundsätzlichen Belangen bereits mit Schreiben an die Stadt 
Mainburg vom 18.09.2007 und 23.11.2007 ausführlich Stellung genommen. 
Bezüglich der vorliegenden Planung ist die Höhere Landesplanung der Auffassung, dass es sich faktisch 
um ein Wohngebiet handelt und nicht um ein Mischgebiet. 
 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme der Höheren Landesplanung wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzlich ist die Stadt Mainburg bestrebt, den Anforderungen der Landes- und Regionalplanung zu 
entsprechen. Bezug nehmend auf die Aussagen unter Ziffer 6.2 Nutzungskonzept der Begründung lässt 
sich ableiten; dass durch die ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen generell eine großzügige 
Bebauung dieser Flächen ermöglicht wird. Entscheidend sind hier nicht allein die Plandarstellung sowie 
die angedachten Grundstücksteilungen. Diese sind entsprechend der Gesetzgebung nicht zwingend ein-
zuhalten und bedürfen keiner zusätzlichen Genehmigung. Insgesamt sind die in der Planung verankerten 
Festsetzungen sowie das eigentliche Planungsziel maßgebend. Generell soll es der zukünftigen Entwick-
lung überlassen werden, auf welchen Grundstücksbereichen eine nicht störende, gewerbliche Nutzung 
stattfindet und auf welchen Flächen eine wohnliche Nutzung bevorzugt wird. Der Bebauungsplan / Grün-
ordnungsplan ermöglicht grundsätzlich diese wahlweise Möglichkeit und gibt somit einen gewissen Pla-
nungsspielraum an die zukünftigen Bauinteressenten weiter. Der Schallschutz ist dabei allerdings zwin-
gend zu berücksichtigen. Die Planung berücksichtigt diesen Umstand. 
 
 
Staatliches Bauamt Landshut vom 09.03.2009 
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Gegen die im vorliegenden Deckblatt Nr. 02 geplanten Änderungen bestehen keine Einwände. 
Die Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Landshut wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Vermessungsamt Abensberg vom 04.03.2009 
 
Bezüglich vorliegender Planung erfolgte keine Äußerung. 
Die Stellungnahme des Vermessungsamtes Abensberg wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt Landshut vom 18.03.2009 
 
Seitens des Wasserwirtschaftsamtes bestehen gegenüber der Änderung des vorliegenden Bebauungs-
planes / Grünordnungsplanes unter Beachtung der untenstehenden Ausführungen keine grundsätzlichen 
Bedenken. 
 
1. Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete 
 
Die Versorgung des Planungsbereichs mit Trink- und Brauchwasser ist durch den Anschluss an das Ver-
sorgungsnetz des Zweckverbandes zur Wasserversorgung Hallertau gesichert. 
Der Vorhabensbereich liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. 
 
 
2. Abwasserentsorgung, Gewässerschutz 
 
Nach der Begründung zum Bebauungsplan (Nr. 7.2.2) erfolgt die Entwässerung im Trennsystem. Das 
anfallende Schmutzwasser soll über den bestehenden Kanal bzw. eine neue Leitung der zentralen Klär-
anlage zugeführt werden. Derzeit wird der Generalentwässerungsplan der Stadt Mainburg überarbeitet. 
Das Wasserwirtschaftsamt Landshut hat diesbezüglich bereits Stellung genommen; der wasserrechtliche 
Bescheid steht jedoch noch aus. Details sind im weiteren Verfahren zu klären und in den Bebauungsplan 
einzuarbeiten. 
Die Ableitung des Oberflächenwassers erfolgt über die zentrale Regenwasserkanalisation, deren Haupt-
sammler in der Paul-Münsterer-Straße liegt, zum geplanten Rückhaltebecken. 
Vor einer Einleitung von Niederschlagswasser in einen Vorfluter hält das WWA -um evtl. Abflussbe-
schleunigungen entgegenzuwirken- die Anlage von Regenrückhalteeinrichtungen für gegeben. Die ge-
plante Regenwasserrückhaltung ist nach den vorliegenden Bemessungsregeln (ATV-DVWK-Merkblatt M 
153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ und ATV-Arbeitsblatt A117) zu dimensio-
nieren. Dabei ist auch die Aufnahmefähigkeit des Einleitungsgewässers nachzuweisen. 
Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer erfordert eine beim Landratsamt Kelheim zu 
beantragende wasserrechtliche Erlaubnis. 
 
 
3. Hinweise zur Bodenversiegelung und zu Bauvorhaben im Grundwasserbereich 
 
Es wird vorgeschlagen, durch entsprechende Festlegungen, die Bodenversiegelung auf das unumgängli-
che Maß zu beschränken (insbesondere bei Grundstückszufahrten und Gehwegen). Ggf. wäre auch je-
weils die Anwendung wasserdurchlässiger Beläge (z. B. Rasengittersteine, notfalls Betonverbundsteine 
für Gehwege, Zufahrten) zu prüfen. Es wird außerdem empfohlen festzulegen, dass bei versickerungsfä-
higem Untergrund das Niederschlagswasser von den Dächern und Grundstückszufahrten möglichst nicht 
in die Kanalisation eingeleitet, sondern in entsprechenden Rückhalteeinrichtungen gespeichert und zur 
Brauchwassernutzung herangezogen oder über Sickeranlagen (z. B. Versickerungsmulden) dem Unter-
grund zugeführt wird. Eine ausreichende Sickerfähigkeit des Untergrundes ist im Vorfeld nachzuweisen. 
Es ist hierbei zu beachten, dass davon abweichend Niederschlagswasser von Gewerbegebietsflächen 
oder auch stark frequentierten Parkplätzen - abhängig vom Verschmutzungsgrad - wegen des Grund-
wasserschutzes der Kanalisation und evtl. einer Abwasserbehandlung zuzuleiten ist. 
 
Sofern Grundwasser ansteht, sind die baulichen Anlagen im Grundwasserbereich fachgerecht gegen 
drückendes Wasser zu sichern. Auf die Anzeigepflicht gem. Art. 34 BayWG bei der Freilegung von 
Grundwasser bzw. die Erlaubnispflicht von Bauwasserhaltungen gem. Art. 17 bzw. 17a BayWG wird hin-
gewiesen. 
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4. Gewässer 
 
Oberflächengewässer sind durch den Umgriff des Bebauungsplanes nicht betroffen. Aufgrund der Gelän-
deneigung ist vor allem bei Starkregen und Schneeschmelze mit wild abfließendem Wasser zu rechnen. 
Dieses darf nicht zum Nachteil Dritter ab-/umgeleitet werden. Ggf. sind entsprechende Schutzvorkehrun-
gen vorzusehen. 
 
 
5. Altlasten, Grundwasserverunreinigungen 
 
Hinsichtlich etwaig vorhandener Altlasten und deren weitergehende Kennzeichnungspflicht gemäß Bau-
gesetzbuch sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflichten (vgl. Verwaltungsvorschrift zum Vollzug 
des Bodenschutz- und Altlastenrechts in Bayern (-BayBodSchVwV-)) wird ein Abgleich mit dem aktuellen 
Altlastenkataster des Landkreises Kelheim empfohlen. 
 
 
6. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Wegen der evtl. Ansiedlung von Handwerks- bzw. Industriebetrieben empfehlen wir in den Festsetzungen 
des künftigen Bebauungsplanes auch auf die wasserrechtlichen Anzeige- bzw. Genehmigungspflichten 
insbesondere beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Art. 37 BayWG) sowie für das Einleiten 
von Produktionsabwässern in die Sammelkanalisation (Art. 41c BayWG) hinzuweisen. 
 
 
- Mit 9 : 0 Stimmen - 
 
Würdigung: 
zu 1. Die Hinweise hinsichtlich der Wasserversorgung werden zur Kenntnis genommen. 
zu 2. Die Hinweise hinsichtlich der Abwasserentsorgung und des Gewässerschutzes werden zur 

Kenntnis genommen und auf der Ebene der nachgeschalteten Genehmigungsverfahren berück-
sichtigt bzw. im Zuge der Ausführung entsprechend beachtet. 

zu 3. Die Hinweise zur Bodenversiegelung und zu Bauvorhaben im Grundwasserbereich werden zur 
Kenntnis genommen. Versiegelungsbeschränkungen sind bereits durch entsprechende Festset-
zungen unter Ziffer 7 getroffen. Auf eine geringstmögliche Befestigung im Bereich von Verkehrs-
flächen, Parkplätzen, Stellflächen und Zufahrten ist zu achten, wasserdurchlässigen Schichten ist 
der Vorrang einzuräumen, vorgesehen sind Porenpflaster, Rasenfugenpflaster, Sandfugenpflas-
ter, Rasengitterpflaster, Schotterrasen und vergleichbare Beläge. 
Bezüglich der Rückhaltung von Niederschlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen wird 
in der Begründung auf entsprechende Rückhalteeinrichtungen in Form von Zisternen, Sicker-
schächten, Teichanlagen bzw. Versickerungsmulden hingewiesen. Die Art der Entwässerung ist 
mit den einzelnen Bauanträgen aufzuzeigen. 
Die Anzeigepflicht gemäß Art. 34 BayWG sowie die Freilegung von Grundwasser bzw. die Er-
laubnispflicht von Bauwasserhaltungen gemäß Art. 17 bzw. 17 a BayWG sind bereits in der Be-
gründung und unter den textlichen Hinweisen enthalten. 
Zusätzliche Festsetzungen zur Bodenversiegelung können allerdings ohne Nachweis einer un-
eingeschränkten Sickerfähigkeit des Untergrundes nicht getroffen werden, zumal eine zentrale 
Regenrückhaltefläche in der Planung aufgezeigt wird. 

zu 4. Die Hinweise bezüglich wild abfließenden Wassers werden zur Kenntnis genommen. 
zu 5. Die Hinweise zu Altlasten werden zur Kenntnis genommen. Ein Abgleich mit dem aktuellen Altlas-

tenkataster des Landkreises Kelheim auf den neu zu bebauenden Flächen wurde zwischenzeit-
lich ohne negativem Ergebnis vorgenommen. 

zu 6. Die Hinweise zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anzeige- bzw. Genehmigungspflichten gemäß Art. 37 BayWG und Art. 41c BayWG sind be-
reits in der Begründung und unter den textlichen Hinweisen enthalten. 

 


